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Kommentar: 

Hochschulpolitik vor wichtiger Entscheidung: Wachstumschancen der 
ostdeutschen Hochschulstädte dürfen nicht verbaut werden! 

Städte, die in ihrer Stadtentwicklungspolitik auf den Faktor Wissen setzen, haben gute Argumente: Mit dem 
flächendeckenden Rückgang der Geburtenzahlen verbleibt für Städte der Einwohnerzuwachs durch Wande-
rungen als einzige demographische Wachstumschance. Gerade in ostdeutschen Städten kommt so – mangels 
wirtschaftlicher Dynamik des privaten Sektors – den Ausbildungseinrichtungen und insbesondere den Hoch-
schulen die Rolle eines wichtigen Anziehungsfaktors zu. Und Hochschulstädte ziehen in der Regel Gruppen 
junger Menschen an. Während 1990 z. B. in Sachsen-Anhalt 10 000 Studenten eingeschrieben waren, ist mit 
dem erfolgten Hochschulausbau die Studentenzahl inzwischen auf über 50 000 gestiegen. Neben dem Ein-
wohnerwachstum, das auch für die Finanzzuweisungen vom Land wichtig ist, steigen mit dem Ausbau von 
Hochschulen und Forschungsinstituten auch die Chancen für Kooperationen zwischen Wissenschaft und 
Unternehmen. Die Beschäftigung hochqualifizierter Absolventen und Ausgründungen stärken die lokalen 
Wachstumskräfte. 

Der Ausbau der Hochschulen in Sachsen-Anhalt wurde bisher vom Land mit vorangetrieben. Doch für 
die Zukunft orientiert sich die Finanzplanung primär an der Entwicklung der von Jahr zu Jahr schrumpfen-
den Schulabgängerzahlen und fordert von den Hochschulen in den kommenden Jahren einen Abbau der Stu-
dienplätze. So soll z. B. die Martin-Luther-Universität in Halle an der Saale die Zahl ihrer Studierenden von 
etwa 19 000 (2005) auf rund 13 700 Studierende im Jahr 2010 abbauen. Dieser „vorauseilende Gehorsam“ 
gegenüber demographischen Entwicklungen und die Übertragung des Stadtumbau-Schrumpfungs-Denkens 
auf den Hochschulbereich vernachlässigt aber, daß Hochschulen gerade für Universitätsstädte einen zentra-
len – und in manchen Fällen den einzig Erfolg versprechenden – Faktor im interkommunalen Standortwett-
bewerb darstellen. Die relativ gut ausgestatteten ostdeutschen Universitäten hätten gute Chancen, flankiert 
von revitalisierten Innenstädten mit erneuerter historischer Bausubstanz, in den kommenden Jahren zahlrei-
che Studenten aus den alten Ländern anzuziehen.  

Dies gilt umso mehr, als dort mit einem Andrang von 90 000 zusätzlichen Studienanfängern in den näch-
sten drei Jahren gerechnet wird. Diese Herausforderung soll mit Hilfe eines „Hochschulpakts 2020“ gemei-
stert werden, in dessen Rahmen Bund und Länder mehr als eine Milliarde Euro für den Ausbau der Studien-
kapazitäten an den Hochschulen bundesweit zur Verfügung stellen wollen. Angesichts der zu erwartenden 
zusätzlichen Nachfrage nach Studienplätzen hat die Bundesforschungsministerin an die neuen Länder appel-
liert, keine Studienplätze abzubauen. 

Die bisher geführte Diskussion zum „Hochschulpakt 2020“ läßt befürchten, daß die Länder genau vor-
schreiben werden, in welchen Fächern neue Studienplätze entstehen sollen. Hätten die Hochschulen größere 
Autonomie bei der Verwendung der verfügbaren Mittel, könnten sie selbst vor Ort auf die Entwicklung der 
Nachfrage reagieren. Autonomiefördernd wäre es auch, den Hochschulen mehr Rechte für die Erhebung von 
Studiengebühren einzuräumen. Eine stärker deregulierte Universität wird ein größeres Interesse dafür ent-
wickeln, jene Fachbereiche beschleunigt auszubauen, die auf Nachfrage von außen stoßen und profilbildend 
wirken. Darüber hinaus ist zu erwarten daß eine mit größerer Autonomie ausgestattete Universität sich stär-
ker dafür interessieren wird, wie sich die Stadt, an der sie ihren Standort hat, entwickelt und sich aktiver als 
bisher an Stadtentwicklungsfragen beteiligen. 
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